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Wohnbauförderungsgesetz 
WOhnhaussanierungsgesetz 
Zl. 54.401/2-V-4/83 

An das 
Präsidium des Nationalrates 
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1017 Wien 
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Wien, am 5 . 3 • 1 984 
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In der Beilage übermittelt der österre" hische Landarbei ter­
kammertag 25 Abschriften seiner Stellungnahm betreffend die oben 
bezeichneten Gesetzentwürfe zur freundlichen formation. 

nde Sekretär: 

(Dr. Gera d Mezriczky) 
25 Beilagen 
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/ ÖSTERREICHISCHER 

LANDARBEITERKAMMERTAG 
1015 WIEN, MARCO D'AVIANOGASSE 1 
Pos t f ach 2 5 8, Tel e fon 52 23 31 

G.-Z.: 136 - DroM/Fü 

',. \\" 

Betr.: Wohnbauförderungsgesetz 

Wohnhaussanierungsgesetz 
Zlo 54 0 401/2-V-4/83 

·An das 
Bundosministerium für 
Bauten und Technik 

Stubenring 1 
1011 Wion 

Wien, am 29 0 2 0 1984 

Zun Entwurf eines Wohnbauförderungsgesetzes 1984 nimmt der 
Österreichische Landarbeiterkammertag Stollung wie folgt: 

Da der vorliegondo Entwurf nur geringfügige Änderungen gegen­
übor dom Entwurf etes \Vohnbauförderungsgesetzcs 1983 bringt, 
wird die damalige Stellungnahme des Ostorreichischen Landar­
beitorkammertages in wesontlichen aufrecht erhalten. 

Im einzelnen wird folgendes bomerkt: 
Zu § 2 Ziffer 3: 
Weshalb man vom Familienbegriff abgeht und auf im gemeinsamen 
Haushalt lebende Personen abstellt, ist schwer verständlich, 
zumal sich dafür auch in den Erläuterungen keine Begründung 
findeto Die vorgesehene Neuregelung - will man nicht von Fo­
milienfeindlichkeit sprechen - ist jedenfalls dazu angetan, 
dem Mißbrauch Tür und Tor zu öffnen .. 

Durch das Festhalten an der starren Wohnnutzflächenobergrenze 
des \·Johnbnuförderungsgesetzes 1968 (150 m2 ) werden, wie schon 
bisher, besonders kinderreiche Familien benachteiligt. Es ist 
zwar einzusehen, daß eine so großzügige Lösung, wie sie zoB. 
die Novellierung des Einkommensteuergesetzes gebracht hat, im 
Wohnbauförderungsgesetz 1984 nicht möglich sein kann, doch muß 
verlangt werden, daß in besonders berücksichtigungswürdigen 
Fällen aus sozialen Gründen von der starren Vohnnutzflächen­
obergrenze abgegangen worden kanno Dies könnto entwoder durch 
eine Ausnahmoregelung geschehon odor abor - was den Grundgedan­
kon noch bossor entsprächo - durch eine flexiblo Bemessung der 
zulässigen Wohnnutzflächenobergrenze etwa in der Form, daß für 
eine Familie mit 2 minderjährigen Kindern das Höchstausmnß 
130 m2 beträgt und für jedes weitere, minderjährige, unversorgte, 
im Familienverband lebende Kind dieses Höchstausmnß um 15 m2 
überschritten werdon darf. 
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Dnrübor hinnus wird vorlnngt, doß nicht nur boi bäuorlichon 
Wohnhäusorn, sondern ouch in sozio.l begrünr'1.eten Fällen, vom Er­
fordernis der boulichen il.bgeschlossonhei t :1bgeg[mgen werden kanno 

Zu § 2 Ziffer 10: 

Als nnhostohende Person wird Guch oino Person nnerkonnt, die mit 
dem Eigontümer in einer Houshnltsgomeinscho.ft lobt. In dor Proxis 
bodeutet dies, daß dio Behauptung einor solchon Lobonsgemoinsch8ft 
für dio Anerkennung als flnahostehonde Porson" gonügt. Eine Über­
prüfung wird prnktisch nicht möglich soin. 

Um einor möglichon mißbräuchlichen Inonspruchnnhme entgogonzuwir­
ken, sollte dahor woitorhin dos Erfordernis einer bestimmten 
Mindostdauer des Bostehens oiner Hausholtsgemeinschnft normiert 
werden. 

Zu ~ 9 Abs.2 Ziffor 1: 

Es ist unverständlich und sochlich durch nichts gerechtfertigt, 
daß auch in Hinkunft eine Vorminderung dor Bovölkerung ohne Ein­
fluß ouf die Zutoilung von Wohnbouförderungsmitteln bleibon 
soll. 

Durch die Koppolung dor Bevölkerungsonzohl mit dom Steuerouf­
kommen worden jene Länder bevorzugt, welcho eine hohe Betriebs­
dichte und somit Guch eino hohe Boschäftigungsquote Dufweisen. 
So steht zoB. dar sich für Wien orgebende jährliche Hundertsotz 
in koineIJ Vorhäl tnis zu j enoD, welcher sich für dns BuncLoslo.nd 
Niodoröstorreich oder dio Steiermnrk ergibt. Dos Festhnlten on 
dem bereits im Wohnbnuförderungsgesotz 1968 unbofriedigend ge­
regelton Auftoilungsschlüssol läßt jedenfnlls befürchten, doß mit 
Mi ttoln dor Wohnbnuförderung wiedorum Gemeindewohnungen o.or 
Stndt Wion finnnziert werdon könnton, wos nur dor Gemoinde Wien, 
nicht ober don übrigen Bundesländorn Vortoilo brächte. 

Zu § 21 Abs.1 Ziffer 3: 
Wenngleich es grundsätzlich nicht unbillig erschoint, ouch dos 
Vermögen dos Fördorungsworbers nls Kriterium für dio Beurteilung 
der Förderungswürdigkeit ho~nnzuziehen, wird doch die vorge­
schlagone ~ronze von S 500.000,-- nls zu niedrig ompfunden. 
Dies könnto nämlich in dor PrDxis dazu führen, doß derjenige, 
der bemüht ist, di0 notwondigen Eigenmittel für don Grundonkouf 
und dio Bouführung nnzusparen, von dor Fördorung nusgeschlosson 
wird. 

Zu § 22 Abs.2: 
Dnnn, wenn dns Fomilioneinkommon des Förderungswerbors oino be­
stimmto, vom Lond festzusotzendo Höheüborstoigt, sollen nicht 
f:.. nn ti i tätonzuschüsso sondorn in Höhe und Loufzoi t reduzierto 
Fördorungsdorlohen gewährt wordon könneno 
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Zu § 30 Absa 1: 
Auch dann, wenn ein Familienmitglied behindert ist, soll eine 
größere Nutzfläche berücksichtigt werden können., 

Zu § 33 Abso 3: 
Im Falle, daß ein Familienmitglied erheblich behindert ist, 
sollte die angemessene Nutzfläche um 20 m2 angehoben werden 
könnono 

Zu § 49 Abs .. 6: 
Ein generelles 20jährigos Veräußerungsverbot selbst für den 
Fall, daß beispielsweise das Fördorungsdarlehon schon nach 
10 Jahren zur Gänze zurückbezahlt wurde, erscheint sohr be­
donklicho Das Veräußorungsverbot sollte daher auf etwa 5 Jahre 
nach gänzlicher Zurückbezahlung des gowährt erhaltenen För­
derungsdarlehens beschränkt werden., 

Zu § 54: 
Die hier vorgesehene Verordnungs ermächtigung der Länder zur 
nachträglichen einseitigen Abändorung bostehender Verträge zu 
Lasten der Förderungsempfänger wird als rochtspolitisch 
äußerst bedenklich abgolehnte 

. Zum Ent"tvurf oines Wohnungssanierungsgosetzes nimmt der 
Österreichischo Landarbeiterkammertag Stollung wie folgt: 

Die Zusammenfassung der verschiedonon Förderungen auf dem Alt­
haussoktor durch Schaffung eines Wohnhoussanierungsgesetzes ist 
grundsätzlich zu begrüß on., 

Aus Gründen der Rochtssichorheit und übersichtlichkeit sollten 
jedOCh die durch dio gestollton Aufgaben bedingten Novellierun­
gon verschiedener Gesetze (wio Stadterneuerungsgesetz, Stort­
wohnungsgesetz, Mietrechtsgosetz, Einkommenstouergesetz) nicht 
im Rohmen des Wohnhoussoniorungsgesetzos erfolgen. 

Zu § 3 Ziffer 2: 
Aus familiären und soziolon Gründen sollte don Ländern die Er­
mächtigung zur flexibloren Gestaltung der Wohnnutzflächenober­
grenze eingeräumt werden., 

Zu § 9 Abs.,2 Ziffer 2: 
Siehe Stellungnahme zu § 21 Abs., 1 Z.iffer 3 des Wohnbauförderungs­
gesetzes 19840 
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Zu § 10: 

Die Einführung eines gleitenden Stichtoges für die Abgrenzung 
ob welchem Bouolter Objekte unter die Förderung fallen, ist 
gegenüber der Festlegung eines fixen Stichtoges, der donn von 
Zeit zu Zeit immer wieder nbgeändert werden muß, sicherlich 
von Vorteilo 
Es sollte 8ber nicht Aufgobe eines zeitgemäßen Hohnhous,... 
sanierungsgesetzes sein, Bousünden der jüngsten Baugeschichte 
nochmnls zu förderno Es wird doher vorgeschlagen, den Stichtag 
statt mit 20 Jahren zumindest mit 25 Jahren ab Bnubewilligung 
festzusetzeno 

Zu § 44: 
Die hier vorgesehene Verordnungs ermächtigung des Bundesoinisters 
für Bauten und Technik zur nochträglichen einseitigen Abänderung 
bestehender Verträge erscheint rechtspolitisch äußerst bedenk­
licho 

Der Präsident: Der LeitRnde Sekretär: 
I, 
I I 

~L __ --'l 
Gerald Mezriczky) 

Bundesrot IngoAnton Nigl 
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